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Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 c auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 19/8066)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden; damit gibt es 14 Minu-

ten Redezeit für die Staatsregierung. Als Erster bekommt der Innenminister Herrmann 

das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Frau Präsiden-

tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch in Bayern haben die jüngsten Gerichtsent-

scheidungen zur Tübinger Verpackungssteuer dazu geführt, dass manche Kommunen 

Überlegungen anstellen, eine solche Verpackungssteuer einzuführen. Doch die Ein-

führung einer solchen Steuer ist aus meiner Sicht gerade in den heutigen Zeiten das 

falsche Signal für die Gastronomie und für die Wirtschaft insgesamt.

Unser Ziel ist es, die Wirtschaft von Bürokratie zu entlasten und deren Wettbewerbsfä-

higkeit zu stärken. Wir sagen zu einer neuen Verpackungssteuer deshalb ein klares 

Nein.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir werden mit dem vorgelegten Gesetzentwurf Rechtsklarheit schaffen und eindeutig 

regeln, dass Kommunen im Freistaat Bayern keine solche Steuer erheben dürfen. 

Wir wollen im Freistaat weder die Bürgerinnen und Bürger noch die Wirtschaft – 

insbesondere die Gastronomie – zusätzlich belasten.

Die Gastronomie ist in Bayern ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Die Folgen der Coro-

na-Pandemie, der Energiekrise, des Ukrainekriegs und das insbesondere inflationsbe-

dingt gestiegene Preisniveau sowie erheblicher Personalmangel haben die Branche 

schon schwer geschwächt. Eine Verpackungssteuer wäre nur eine weitere Strapaze.
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Eine Verpackungssteuer führte zum einen zu weiteren Preissteigerungen. Zum ande-

ren belastete sie unsere Unternehmen noch einmal – und zwar gerade die kleinen 

und mittleren Handwerksbetriebe, Bäckereien und Metzgereien – mit zusätzlichem 

Bürokratieaufwand in Zeiten, wo jedem klar ist, dass wir unseren Staat fit machen und 

die Bürokratie abbauen müssen.

Ich will Ihnen aus Tübingen einmal ein ganz simples Beispiel sagen. Für den Vollzug 

ist es dort offensichtlich unerlässlich, ausführlichste Vollzugshinweise herauszugeben, 

damit die betroffenen Unternehmen überhaupt Anhaltspunkte haben, was mit den 

Vorschriften der Tübinger Verpackungssteuersatzung gemeint ist.

Beispiel: Sie kennen von Cafés, Backstuben, auch manchen Restaurants Kaffee to go. 

Über diese Verpackung würden wir als erste reden. Manchmal kriegen Sie die Mög-

lichkeit, ein kleines Holzstäbchen mitzunehmen, mit dem Sie den Kaffee umrühren 

können. So etwas ist in der Satzung der Stadt Tübingen genau geregelt. Rührstäb-

chen für Kaffee mit einer Mindestlänge von 14 cm fallen unter die Verpackungssteuer, 

kürzere aber nicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wenn wir dem Treiben hier also freie Bahn gewährten, so wäre durchaus zu befürch-

ten, dass wir in Zukunft Gemeinden haben, in der die Rührstäbchen ab 14 cm zu 

besteuern sind, in der Nachbargemeinde aber erst ab 16 cm und dergleichen.

Meine Damen und Herren, ich könnte Ihnen noch weitere Beispiele sagen. Entschuldi-

gung, genau mit solchen Dingen fängt die Bürokratie an,

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

obwohl wir bei jeder Gelegenheit sagen, dass wir zu viel davon haben. Es fängt aus 

ehrenhaften Gründen, unnötige Verpackung und dergleichen reduzieren zu wollen, 

genau bei solchen Dingen an.
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Ich sage Ihnen deshalb: Nein! Wir steigen in einen solchen Unsinn gar nicht erst 

ein. Die Leidtragenden sind am Schluss dann nämlich doch die Kunden; denn auf 

diese werden die ganzen Kosten, die für den Vollzug der Verpackungssteuer anfallen, 

übertragen.

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen auch: Die Verpackungssteuer steht im 

Widerspruch zu der vom Bund geplanten Senkung der Umsatzsteuer für Speisen 

in der Gastronomie ab 2026. Das ist ein Ziel, für das wir uns mit großer Mehrheit 

auch hier in diesem Haus in den letzten Jahren immer wieder eingesetzt und wozu 

wir gesagt haben, die Umsatzsteuer muss wieder gesenkt werden. Eigentlich hatte 

das der frühere Bundeskanzler auch versprochen. Die Ampel-Regierung hat dieses 

Versprechen dann wie üblich nicht gehalten. Jetzt soll es umgesetzt werden.

Meine Damen und Herren, es macht aber keinen Sinn, wenn wir zu Beginn des nächs-

ten Jahres diese Umsatzsteuer für die Gastronomie tatsächlich auf Bundesebene für 

ganz Deutschland reduzieren, uns gleichzeitig aber wieder etwas Neues einfallen 

lassen, wie man genau die gleichen Adressaten mit einer neuen Abgabe belastet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das steht im Widerspruch. Deshalb wollen wir so etwas nicht.

Ich bitte deshalb das Hohe Haus um eine möglichst zügige Beratung und am Schluss 

um entsprechende Zustimmung. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Entschuldigung, Herr Staatsminister: Es gibt eine Zwischen-

frage des Kollegen Birzele von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Andreas Birzele (GRÜNE): Herr Staatsminister Herrmann, ein Verbot oder die 

Ablehnung solch einer örtlichen Steuer durch die Rechtsaufsichtsbehörde darf aus-

schließlich erfolgen, wenn die Steuer mit höherrangigem Recht – insbesondere dem 
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Grundgesetz oder Bundesgesetzen – nicht vereinbar ist. Der Beschluss des Bundes-

verfassungsgerichts vom 27. November 2024 hat ausdrücklich betont, dass das hier 

nicht der Fall ist.

Meine Frage ist daher: Wie begründet ihr euer Verbot rechtskonform – und nicht nur 

mit irgendwelchen lächerlichen Beispielen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Wir können 

noch mehr Argumente anführen. Wir begründen es aber zum Beispiel mit dem, was 

ich gerade gesagt habe.

Ja, das Bundesverfassungsgericht hat ein Urteil zum Abfallrecht des Bundes gefällt, 

aber eben nicht zu dem, was ich Ihnen gerade gesagt habe: dass der Bund eine 

klare steuerliche Zielrichtung vorgibt, nämlich Entlastung der entsprechenden Gastro-

nomiebetriebe. Damit läuft eine Verpackungssteuer dieser klaren bundespolitischen 

Zielsetzung nach steuerlicher Entlastung von Gastronomiebetrieben völlig entgegen. 

Es widerspricht dieser Zielsetzung, wenn man sich gleichzeitig auf diesem Gebiet eine 

neue Belastung der Gastronomie einfallen lässt.

Insofern ist das aus meiner Sicht völlig klar. Wir werden auch genau damit weiter 

argumentieren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die AfD-Fraktion der Kollege Jörg 

Baumann.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen!

(Toni Schuberl (GRÜNE): Und Kolleginnen!)
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Für die AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag ist es kein bloßer Grundsatz, sondern 

ein ehernes Gesetz: Entscheidungen gehören auf die niedrigstmögliche Ebene. Nur 

so sind sie schnell, bürgernah und vor allem nicht von abgehobenen Elfenbeintürmen 

diktiert. Doch beim Verbot der Verpackungssteuer ziehen wir eine klare rote Linie. Da 

geht es zum Schutz unserer Arbeitgeber nur mit dem Dampfhammer.

Diese Steuer wäre nicht nur ein Rohrkrepierer, sie wäre ein frontaler Angriff auf unsere 

Bürger und unsere Wirtschaft. Unsere Kommunen stehen schon jetzt am Abgrund. 

Sie werden mit Aufgaben überhäuft, als wären sie der Mülleimer des Bundes und der 

Landespolitik. Aber die Kassen bleiben leer. Natürlich greifen sie nach jedem noch 

so mickrigen Strohhalm. Viele Kommunen würden die Verpackungssteuer wohl auch 

einführen – nicht aus Überzeugung, sondern weil sie am finanziellen Tropf hängen.

Seien wir aber einmal ehrlich: Soll das die Lösung sein? – Ein weiterer Tritt in die 

Magengrube des Steuerzahlers. Die Zahlen sprechen Bände, und sie schreien förm-

lich nach Vernunft. Eine aktuelle Studie der Bertelsmann Stiftung enthüllt das ganze 

Desaster. Für das Jahr 2024 stehen die Städte und Gemeinden bundesweit mit einem 

Defizit von 25 Milliarden Euro da. Ein historischer Tiefpunkt. In Bayern, wo wir unter 

weiß-blauem Himmel einst Überschüsse feierten, gähnt seit 2022 ein schwarzes Loch. 

Die Bertelsmann Stiftung zeigt: Das Defizit hat sich im letzten Jahr auf 5,2 Milliarden 

Euro fast verdoppelt.

Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetages Markus Pannermayr schlägt längst 

Alarm. Die Finanzlage ist nicht mehr nur bedrohlich, sie ist ein Albtraum. Und warum? 

Weil die Ausgaben explodieren: Personal, Soziales und – lassen wir die Katze aus 

dem Sack – die Kosten der illegalen Massenmigration.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Habt’s ihr kein anderes Thema?)

Das ist keine Schieflage mehr, das ist ein Sinkflug ohne Fallschirm. Die Folge: ein 

Investitionsklima, das eher an eine Eiswüste als an einen Wirtschaftsstandort erinnert; 
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eine heimische Wirtschaft, die hustet und keucht; Bürger, die unter dieser Finanzkata-

strophe förmlich erdrückt werden.

Jetzt denken einige, die Verpackungssteuer sei der vermeintliche Retter in der Not. – 

Das kann nur ein Witz sein, und zwar ein ganz, ganz schlechter. Diese Abgabe hat mit 

Müllvermeidung so viel zu tun wie ein Fisch mit Fahrradfahren. Es geht nur um eines: 

Kasse machen auf Kosten der Bürger.Die Kommunen wollen ihre Haushaltslöcher 

stopfen, und wer zahlt die Rechnung? – Der kleine Mann, die Fleischerin um die Ecke, 

der Wirt, der eh schon ums Überleben kämpft. Diejenigen, die so etwas auch nur in 

Erwägung ziehen, sollten sich schämen.

Tourismus, Gastronomie, Bäckereien, Metzgereien – das sind keine anonymen Kon-

zerne, das sind die Lebensadern Bayerns. Wollen wir sie mit noch mehr Abgaben und 

bürokratischem Irrsinn endgültig in den Bankrott treiben? – Das ist, als würde man 

einem Ertrinkenden noch einen Eimer Wasser über den Kopf schütten.

Die Inflation wurde schon angesprochen. Sie galoppiert wie ein wild gewordenes 

Pferd. Mit einer solchen Steuer würden wir dem Pferd auch noch die Peitsche geben. 

Wir sagen Nein zu diesem Wahnsinn, Nein zu weiteren Belastungen und Ja zu einer 

Politik, die endlich aufhört, die Bayern wie Zitronen auszupressen, und stattdessen für 

sie kämpft.

Liebe Bürger, auch wenn die CSU hier Recht hat und die Einführung der Verpa-

ckungssteuer verbieten will, wird sie die Bürger auf andere Weise weiter belasten: 

durch Erhöhung der CO2-Steuer, Erhöhung der Sozialabgaben und dazu noch die 

Einführung des Wassercents. Die CSU ist nicht Teil der Lösung, sondern Teil des 

Problems. Steuerliche Entlastungen gibt es nur mit uns, der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die CSU-Fraktion der Kollege Josef 

Heisl.
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Josef Heisl (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Bayern steht für wirtschaftliche Vernunft, für einen starken Mittelstand und für 

eine praxisnahe Politik. Unsere Unternehmen, unsere Gastronomie und unsere Bür-

ger brauchen keine weiteren Belastungen. Sie brauchen Entlastung, sie brauchen 

Planungssicherheit, und sie brauchen Vertrauen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb ist es mir wichtig, heute noch einmal klarzustellen, dass es in Bayern keine 

kommunale Verpackungssteuer geben wird.

Auf den ersten Blick könnte man meinen, sie wäre ein ökologisches Instrument; das 

klingt ganz gut. Aber was bedeutet sie denn wirklich? – In der Praxis bedeutet sie vor 

allem Mehrkosten, Bürokratie und einen Flickenteppich; Mehrkosten, Bürokratie und 

einen Flickenteppich für jeden Bäcker, der seine Semmeln zum Mitnehmen abgibt – 

und die meisten geben sie nun einmal zum Mitnehmen ab –, für jedes Café, das einen 

Kaffeebecher über die Theke reicht, und für jeden Gast, der dieses Angebot gerne an-

nimmt, aber am Ende die Zeche zahlt. Ja, auch wir wollen weniger Verpackungsmüll. 

Aber der Weg dorthin führt doch über Innovationen, Anreize und Aufklärung und nicht 

über neue Steuern und neue Vorschriften.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Bayern setzt auf Verantwortung statt auf Mehrkosten, auf Kooperation statt auf Büro-

kratie. Wir haben doch ein großes Ziel in unserem Land – also zumindest kann ich 

für meine Fraktion und auch den Koalitionspartner sprechen –: Unser großes Ziel ist 

doch, den Menschen in unserem Land das Leben zu erleichtern, und nicht, noch mehr 

Bürokratie zu schaffen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, darum unterstützen wir das Verbot der kommuna-

len Verpackungssteuer, das gerade von Staatsminister Joachim Herrmann vorgestellt 
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worden ist; denn dieses Verbot stützt unsere Wirtschaft, es belastet die Bürgerinnen 

und Bürger nicht weiter und zeigt, dass wir in Bayern anpacken und nicht den Bürger 

abkassieren.

Ich möchte es einmal in vier Punkten darlegen:

Der erste Punkt ist für mich wirtschaftliche Vernunft statt neuer Belastungen. Gerade 

unsere Gastronomie, die Bäckereien, Imbisse und Cafés haben in den letzten Jahren 

enorme Herausforderungen stemmen müssen: Pandemie, Energiepreise, Fachkräfte-

mangel und Inflation. Sie brauchen jetzt nicht mit einer Verpackungssteuer, mit neuen 

Abgaben die nächste Hürde.

(Zuruf der Abgeordneten Laura Weber (GRÜNE))

So eine Steuer würde gerade die kleinen Betriebe treffen, die Betriebe, die draußen in 

den Dörfern, in den Innenstädten das Rückgrat sind.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Bernhard Pohl (FREIE WÄH-

LER): Genau!)

Wir wollen die Betriebe stützen, die wir für unsere Struktur draußen im Land brauchen.

Zweiter Punkt: die Entlastung der Bürgerinnen und Bürger. Ja, wer zahlt denn die 

Zeche? – Man greift dem Verbraucher in den Geldbeutel, man greift ihm in die Tasche. 

Er spürt die Folgen der ganzen Sache. Am Ende landet jede zusätzliche Steuer beim 

Verbraucher. Er zahlt die Rechnung. Gerade in Zeiten, in denen viele Menschen jeden 

Euro zweimal umdrehen müssen, ist doch eine Verpackungssteuer nichts anderes als 

eine versteckte Preiserhöhung für die Butterbrezen zum Frühstück, für den Kaffee, 

den sich der Pendler am Bahnhof noch mitnimmt, und für das Mittagessen, das 

unterwegs verzehrt wird. Wir wollen keine neue Alltagssteuer. Wir wollen die Lebens-

haltungskosten nicht weiter steigern.
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Dritter Punkt: umweltpolitische Verantwortung ja, aber mit klugen Mitteln. Ich habe es 

zuvor gesagt: Natürlich stehen auch wir dazu, dass wir den Verpackungsmüll reduzie-

ren wollen. Aber Steuern lösen doch keine Umweltprobleme. Wirklich hilfreich sind 

Anreize für Mehrweg, die Förderung innovativer Verpackungen und Aufklärung – für 

mich der wichtigste Punkt – beim Verbraucher und bei den Betrieben. Sie müssen 

mitgenommen werden. Viele Unternehmen in Bayern zeigen bereits, dass es ganz 

ohne Zwang geht. An diese Vorbilder müssen wir uns halten. Sie zeigen, wie es 

wirklich gemacht wird. Es gibt Pfandsysteme, es gibt wiederverwendbare Becher, die 

ausgegeben werden, oder digitale Rückgabe-Apps. Diesen Weg wollen wir in Bayern 

beschreiten, wie immer freiwillig, fair und fortschrittlich.

Der vierte Punkt ist für mich die Einheitlichkeit statt des Flickenteppichs. Es ist ein 

Punkt der Rechtssicherheit. Wenn jede Kommune eine eigene Verpackungssteuer 

erheben kann, entsteht in ganz Bayern ein bürokratischer Flickenteppich. Man stelle 

sich Unternehmen vor, die mehrere Filialen in verschiedenen Kommunen haben. Es 

ist doch eine fast unlösbare Aufgabe, wenn ein Betrieb in München andere Abgaben 

abrechnen muss, als er sie in Nürnberg oder in Regensburg hat. Jetzt will ich wieder 

auf mein Beispiel vom kleinen Bäcker zurückkommen, der vielleicht drei oder vier 

Filialen bei mir vor Ort hat. Er rechnet dann in Passau vielleicht anders ab als in der 

Gemeinde Salzweg und in Büchlberg anders als in Hutthurm.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Es kann doch nicht wahr sein, dass wir so einen Flickenteppich unterstützen!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Darum ist dieses Verbot ein klares Signal für Rechtsklarheit, für Bürokratieabbau und 

für unternehmerische Fairness.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir wollen Umweltschutz, aber mit gesundem 

Menschenverstand. Wir wollen Fortschritt, aber wir wollen auch die Betriebe nicht 
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überfordern. Wir wollen Entlastung und nicht zusätzliche Kosten. Das Verbot der 

kommunalen Verpackungssteuer ist daher mehr als eine rechtliche Klarstellung. Es 

ist ein Bekenntnis zur wirtschaftlichen Freiheit, zur bürgerlichen Vernunft und zu einem 

starken und verlässlichen Bayern. Unsere Betriebe brauchen Rückenwind und nicht, 

dass man ihnen Steine in den Weg wirft. Unsere Kommunen brauchen Klarheit und 

nicht Flickenteppiche. Unsere Bürger verdienen eine Politik des Anpackens und nicht 

eine des Abkassierens. Darum sage ich noch einmal aus Überzeugung Ja zum Um-

weltschutz, aber Nein zu einer Verpackungssteuer. – Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege Pargent von den GRÜNEN hat das Wort.

Tim Pargent (GRÜNE): Herr Kollege, Sie haben angesprochen, dass Sie für Einheit-

lichkeit statt eines Flickenteppichs sind. Jetzt wollte ich Sie Folgendes fragen: Der 

Freistaat hat für sich herausgehandelt, bei der Grundsteuer eigene Gesetze auf Lan-

desebene zu erlassen. Er kämpft gerade darum, bei der Erbschaftsteuer eigene Ge-

setzgebungskompetenz zu erlangen, und verbietet gleichzeitig schon seit Längerem 

den Kommunen Vergnügungssteuern. Er verbietet die Einführung einer Grundsteu-

er C. Er hat den Kommunen bereits die Einführung einer Bettensteuer untersagt, 

und er untersagt jetzt die Möglichkeit zur Einführung einer Verpackungssteuer. Wie 

rechtfertigen Sie diese steuerpolitische Doppelmoral vor den Bürgermeistern, den Ge-

meinderäten und auch den kommunalen Spitzenverbänden, um die es hier geht?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Josef Heisl (CSU): Sehr geehrter Herr Kollege Pargent, der Vergleich hinkt. Bei 

den anderen Sachen versuchen wir, das Bestmögliche für unsere Bürger herauszu-

holen, und hier belasten wir unsere Kommunen. Wir haben uns auch die Zahlen 

aus Tübingen kommen lassen. Dort hat der zuständige Mitarbeiter in der Verwaltung 

ganz klar von einem Riesenaufwand, einer Riesenbürokratie gesprochen. Es ist nur 

durchsetzbar gewesen, weil man ganz große Förderprogramme aufgelegt hat, um 
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Geschirr, Maschinen usw. einkaufen zu können. Vergleichen Sie also bitte nicht Äpfel 

mit Birnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt hat der Kollege Andreas Birzele für BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Andreas Birzele (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die CSU nennt sich gerne Freiheitspartei. Das klingt erst einmal gut. 

In Sonntagsreden versprecht ihr den Kommunen mehr Gestaltungsspielräume; am 

Montag sagt ihr ihnen aber schon wieder, was sie zu tun und zu lassen haben. Genau 

das passiert hier und jetzt. Mit dem Gesetz verbietet ihr ihnen eine Verpackungssteuer 

und hebelt damit die kommunale Selbstverwaltung ein weiteres Mal aus. Das ist keine 

Freiheit, das ist Gängelung.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Vor allem sind wir nicht per 

Du!)

Jeden Tag fallen Berge von Einwegverpackungen durch allerlei mögliche To-go-Artikel 

an. Und die Entsorgungskosten? – Die bleiben bei den Städten und Gemeinden hän-

gen, sprich bei den Steuerzahlern und Steuerzahlerinnen. Den Begriff Gerechtigkeit 

habe ich meinen Kindern anders erklärt. Das muss doch der zahlen, der den Müll pro-

duziert. Der einfachste Hebel ist da die kommunale Verpackungssteuer: Vermeidung 

belohnen, Kosten fair verteilen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lasst die Kommunen doch bitte selber herausfinden und machen, was vor Ort funktio-

niert, um die explodierenden Entsorgungskosten wenigstens halbwegs in den Griff zu 

bekommen. Sie wissen es vor Ort doch ohnehin besser als wir. Und nein: Das ist 

keine fixe Idee von uns GRÜNEN.
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(Zuruf von der AfD: Doch!)

In mehreren Städten – und das wisst auch ihr – liegen viele fertige Entwürfe auf dem 

Tisch, und sogar in Kommunen, wo die CSU das Sagen hat. Und warum? – Sicher 

nicht aus Spaß, sondern um die Umwelt zu schützen und die Haushalte zu entlasten. 

Und was für eine Antwort habt ihr darauf? – Ein kategorisches Nein, ein pauschales 

Verbot. Die selbst ernannte Freiheitspartei wird zur Verbotspartei Nummer eins. Mein 

Kollege hat es gerade aufgezählt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fällt Ihnen da etwas auf, Herr Söder? – Er ist leider heute schon wieder nicht da.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Echt?)

Seit Jahren beschimpfen Sie uns als Verbotspartei, und heute seid ihr es, die den 

Kommunen ein glasklares Verbot diktieren. Dabei sagt sowohl der Bayerische Städ-

tetag als auch der Bayerische Gemeindetag ganz klar: Dieses Verbot darf nicht kom-

men.

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Das ist ein Schmarrn!)

Das ignoriert ihr einfach! Und jetzt frage ich euch: Wozu braucht ihr eigentlich noch 

die Expertise der Kommunen? – Am Ende macht ihr immer das, was euch selber am 

besten passt.

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: So ein Schmarrn!)

– Nein, genauso ist es. Die Kommunen jammern nicht aus Jux und Tollerei: Ansbach, 

Nürnberg, Fürth, Schwabach, Erlangen, Dachau, Fürstenfeldbruck – überall schlagen 

Bürgermeister und Bürgermeisterinnen Alarm, weil ihre Haushalte kaum noch darstell-

bar sind.

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann (CSU) – Unruhe)
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Ende September haben wir also der Staatsregierung erneut einen Hilferuf gesendet.

(Zuruf)

– Jetzt warte ab, dann stelle eine Zwischenfrage.

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Was in Gottes Namen tut ihr? – Ihr nehmt den Kommunen die letzte Möglichkeit, 

eigene Einnahmen zu generieren.

(Zuruf: Quatsch!)

– Ja, genau. Jetzt reden wir einmal über die Folgen. Wenn Kommunen finanziell 

austrocknen, bleiben nur noch Pflichtaufgaben, und was das bedeutet, das wisst auch 

ihr: weniger Busse im Nahverkehr, weniger Zuschüsse für Vereine und Jugendarbeit, 

Kultur auf Sparflamme – also genau das, was unser Zusammenleben stark macht 

und worauf ein Unternehmen und das Handwerk so dringend angewiesen sind: gute 

Infrastruktur, lebendige Ortskerne, funktionierende Entsorgung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, die Realität eurer Politik sieht so aus: 

Ihr redet von Freiheit und nehmt sie weg. Ihr redet von Verantwortung und schiebt sie 

ab. Ihr redet von starken Kommunen und schwächt die aber Stück für Stück.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt drehen wir den Spieß einmal um. Ihr lehnt die Verpackungssteuer so vehement 

ab: Was ist denn eure Alternative? Wie entlastet ihr den kommunalen Haushalt jetzt 

und nicht irgendwann? Wie sorgt ihr dafür, dass die Verursacher von Verpackungsmüll 

endlich Verantwortung tragen, und nicht länger die Allgemeinheit? – Große Worte 

haben wir von euch schon so viele gehört. Konkrete Vorschläge? – Keine, wie immer 

Fehlanzeige.
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Unser Angebot ist klar: Wir GRÜNE stehen an der Seite der Kommunen. Wir lassen 

vor Ort entscheiden, ob eine Verpackungssteuer sinnvoll ist, und lassen diejenigen 

zahlen, die den Müll verursachen. Das ist übrigens ganz im Sinne meines Fraktions-

vorsitzenden Klaus Holetschek, der in der "Passauer Neuen Presse" vor ein paar 

Tagen Folgendes gesagt hat. Ich zitiere sinngemäß: Ziel muss es sein, gemeinsam 

Lösungen zu erarbeiten, etwa den Kommunen mehr Spielräume zu geben, sie in 

ihrem Ermessen zu unterstützen. Die Frage muss sein, wie können wir es möglich 

machen, statt zu sagen: Geht nicht.

Nichts anderes wollen wir. Ihr aber sagt: Geht nicht. – Ihr merkt hoffentlich etwas.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Schluss appelliere ich an die CSU und an die FREIEN WÄHLER: Hört einfach 

auf, Freiheit zu predigen. Gewährt sie einfach. Vertraut den Städten und Gemeinden. 

Wie gesagt, wissen sie es vor Ort besser als wir. Unterstützt unsere Kommunen, gebt 

ihnen die Werkzeuge an die Hand, anstatt sie wegzuschließen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Es gibt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung des 

Kollegen Markus Saller.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Herr Kollege Birzele, mit wie vielen Metzgern, 

Bäckern und Gastronomen haben Sie eigentlich im Vorfeld einmal gesprochen? Habt 

ihr einmal gefragt, wie die Bürgerinnen und Bürger zu dem Thema stehen? – Ihr wollt 

hier jetzt die Kommunen herausheben; aber die Kommunen denken an ihre eigenen 

Leute. Die denken an ihre eigenen Betriebe, die sie vor Ort haben.

Eines muss man auch noch dazusagen: Wir sind eigentlich doch gerade dabei, ein 

Kirchturmdenken irgendwie zu überwinden. Meinen Sie denn, dass der Müll gestoppt 

wird, wenn Sie in einer Gemeinde eine Verpackungssteuer erlassen und der Müll dann 

in der nächsten Gemeinde entsorgt wird? – Das sorgt doch nur für Zwietracht und 
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für Unsinn. Jede Gemeinde macht dann ihre eigene Regelung. Haben Sie einmal an 

Bäcker und Metzger gedacht, die verschiedene Filialen in verschiedenen Gemeinde-

gebieten haben? Wie wollen Sie denn das regeln? – Sie machen einen unglaublichen 

bürokratischen Unsinn, und jeder Bürger und jede Bürgerin sollte in der Lage sein, 

selber für die Entsorgung von Verpackungen zu sorgen –,

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): – das kann jeder selber machen, wie er es meint. 

Dafür brauchen wir keine Steuer.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Bitte.

Andreas Birzele (GRÜNE): Bevor ich hier in den Bayerischen Landtag hereingekom-

men bin, war ich 26 Jahre als Schreinermeister tätig. Ich weiß schon, was Handwerk 

heißt. Ich unterhalte mich mit wahnsinnig vielen Metzgern, Bäckern usw. Wenn du dich 

mit irgendeinem Bäcker einmal unterhalten hast, dann wird er dir auch sagen: Die 

größte Gewinnspanne hat er beim Coffee to go. – Er muss es immer rechtfertigen, 

wenn er bei der Brezn, bei der Semmel oder irgendwo den Preis um fünf Cent anhebt. 

Beim Coffee to go muss er das nicht. Der denkt sich bloß immer: Kauft das Zeug, 

dann habe ich die größte Gewinnspanne. – Natürlich ist das ein bürokratischer Auf-

wand, da brauchen wir nicht drum herumzureden;

(Michael Hofmann (CSU): Ah, doch!)

aber es ist ein Durchgangsposten, wo niemand draufzahlt.

Der nächste Punkt ist, dass die Kommunen es ausprobieren können.

(Michael Hofmann (CSU): Wie kommen Sie denn darauf?)
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Es ist keine Pflicht, es belastet. Ihr überlegt die ganze Zeit, wie man den bayerischen 

Haushalt entlasten kann.

(Michael Hofmann (CSU): Wie viel denn? Über wie viel Geld reden wir denn?)

Das wäre etwas, wie Kommunen Einnahmen generieren können, ohne dass es den 

Haushalt belastet. – Schau wenigstens her, wenn ich mit dir rede, Herrschaftszeiten. 

Das gibt es nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt spricht der Kollege Pohl für die FREIEN WÄHLER.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, Herr Staatsminister, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Verehrter Herr Kollege Birzele, es war genial. Sie haben jetzt in 

diesem Hohen Haus in wenigen Minuten deutlich gemacht, was die GRÜNEN sind: 

eine Verbotspartei durch und durch.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch der Abgeordneten Gülseren 

Demirel (GRÜNE))

Sie wollen den Finger, der auf Sie zeigt, jetzt umdrehen, indem Sie den Freiheitsbegriff 

pervertieren. Was ist denn Freiheit? – Freiheit ist die Freiheit des Bürgers – –

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Ja, Herr von Brunn, Sie ausgerechnet, der Paradesozialist, will sich über Freiheit 

auslassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Was ist Freiheit? – Herr von Brunn, da können Sie noch etwas lernen. Was ist Frei-

heit? – Freiheit ist das Recht des Bürgers, nicht von staatlicher Gewalt und staatlichen 

Eingriffen betroffen zu sein. Dieses Gesetz, das der Herr Staatsminister Herrmann 
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heute eingebracht hat, ist ein Gesetz, das eine staatliche Ebene, nämlich die Kommu-

nen, in ihrem Recht beschneidet, die Freiheitsrechte der Bürger einzuschränken.

(Widerspruch der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Es ist ein Freiheitsgesetz und kein Verbotsgesetz, lieber Kollege.

(Zuruf von der CSU: Bravo! Genauso ist es!)

Es ist schon klar, dass das nicht jedem von den GRÜNEN in die Wiege gelegt ist. Die 

Freiheit ist bei euch auf wenige Bereiche, auf den Konsum von Drogen und Ähnliches, 

beschränkt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Aber schauen Sie es sich doch einmal im Sinne unseres Grundgesetzes an. Das 

Grundgesetz definiert in den Grund- und Freiheitsrechten ganz klar die Refugien 

des Bürgers, die Abwehrrechte, die der Bürger gegen staatliche Eingriffe hat. Dieses 

Gesetz beschränkt nicht die Bürger, sondern beschränkt die Staatsgewalt.Jetzt muss 

man fragen: Ist dieses Gesetz sinnvoll, oder greift es in die Gestaltungshoheit der 

Kommunen ein? –

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

Die Antwort lautet: Natürlich greift es in die Gestaltungshoheit der Kommunen ein. 

Darf der Gesetzgeber das? – Die Antwort lautet: Ja; denn der Gesetzgeber hat die 

kommunale Selbstverwaltung – ein Recht, das wir hochhalten – zum Beispiel gegen 

die Gewerbefreiheit abzuwägen, die im Grundgesetz und in der Bayerischen Verfas-

sung als Ausfluss der Eigentumsfreiheit geschützt ist.

Uns sind in diesem Fall die Belange der Bürger und der gewerbetreibenden Wirtschaft 

wichtiger. Warum ist das so? – Das Flickenteppich-Argument kann man so oder so 

sehen. Herr Kollege Pargent, über diesen Vergleich muss ich wirklich den Kopf schüt-

teln.
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(Michael Hofmann (CSU): Ja!)

Sie können doch den Freistaat Bayern nicht mit einer Stadt wie Bad Wörishofen ver-

gleichen. Isoliert betrachtet befände sich der Freistaat Bayern bezüglich der Einwoh-

nerzahl auf Platz 8 aller EU-Staaten. Der Freistaat Bayern ist bevölkerungsreicher als 

Österreich, als Belgien und als Griechenland. Selbstverständlich muss der Freistaat 

Bayern auch die Möglichkeit haben, Dinge in eigener Verantwortung zu regeln. Das 

ist etwas anderes, als wenn in einer Gemeinde A andere Verordnungen als in einer 

Gemeinde B erlassen werden. Der Kollege von der CSU hat völlig zu Recht darauf 

hingewiesen.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

Ich möchte noch eines sagen: Wenn Sie noch einmal das Wort "Mittelstandsförde-

rung" in den Mund nehmen, werde ich Sie an diese Debatte erinnern. Was ist denn 

Bürokratie? Wem nutzt denn Bürokratie? Warum gibt es leider Gottes so wenig Wider-

stand gegen neue bürokratische Hürden? – Weil die Großen, die Großindustrie, die 

Bürokratie durch die Einstellung von zwei, drei neuen Mitarbeitern leicht bewältigen; 

aber der Bäcker, der Metzger und der Wirt eben nicht. Machen Sie doch einmal die 

Augen auf: In jeder Stadt, lieber Kollege Pargent, nehmen wir zum Beispiel die Univer-

sitätsstadt Bayreuth, gab es, als Sie noch nicht gelebt haben, wahrscheinlich dreimal 

so viele Gaststätten wie heute. Früher gab es in jeder Straße eine Bäckerei. Heute 

gibt es Städte und Gemeinden, die haben keinen eigenen Bäcker mehr. Warum? – 

Weil Sie ihnen mit ständig neuen Auflagen das Leben schwer machen und ihnen die 

Konkurrenzfähigkeit nehmen. Unser Anliegen ist, es den Gewerbetreibenden und den 

Bürgern einfacher zu machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Hier sitzt der in der Staatsregierung für Bürokratieabbau Zuständige, Florian Herr-

mann. Er macht das tagtäglich. Natürlich gibt es auch Widerstände; aber ausgerech-

net in diesem Parlament heben die Parteien von links bei allem, was man vereinfa-
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chen will, bei allem, was man weniger kompliziert machen will, ständig den Finger und 

sagen: So nicht!

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

Ich werde euch fragen: Wie hättet ihr es denn gerne? – Außer beim Thema Cannabis 

und irgendwelchen Gleichstellungsthemen ist euer Freiheitsbegriff ein Freiheitsbegriff, 

der weder meinem noch dem der Bayerischen Verfassung noch dem des Grundgeset-

zes entspricht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zurufe von der SPD und den 

GRÜNEN – Arif Taşdelen (SPD): Wer regiert denn in Bayern seit hundert Jahren? 

Sie stehlen sich aus der Verantwortung! – Zurufe von den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die SPD-Fraktion hat nun Frau Kollegin Chris-

tiane Feichtmeier das Wort.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kolleginnen und Kol-

legen! Wir sprechen heute über den Gesetzentwurf der Staatsregierung, der den Kom-

munen die Möglichkeit nimmt, eine Verpackungssteuer einzuführen. Ich sage gleich zu 

Beginn für unsere Fraktion: Wir lehnen diesen Gesetzentwurf entschieden ab. Es geht 

dabei nicht darum, ob eine Verpackungssteuer inhaltlich die perfekte Lösung ist. Es 

geht um etwas viel Grundsätzlicheres, nämlich um das kommunale Selbstverwaltungs-

recht. Genau dieses Recht wird von der CSU und den FREIEN WÄHLERN erneut 

beschnitten.

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich ernsthaft: Was soll das? – Unsere gewählten Gemeinderätinnen und 

Gemeinderäte vor Ort wissen doch am besten, welche Instrumente in ihrer Stadt oder 

Gemeinde sinnvoll sind.

(Arif Taşdelen (SPD): So ist es!)
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Manche Kommunen wollen über eine Verpackungssteuer diskutieren, andere nicht. 

Das ist eben Demokratie. Demokratie heißt, Vertrauen in die gewählten Mandatsträger 

vor Ort zu setzen.

(Beifall bei der SPD)

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verpackungssteuer in Tübingen ausdrücklich 

für zulässig erklärt. Dass die Staatsregierung nun trotzdem ein pauschales Verbot 

durchsetzen will, ist ein Schlag ins Gesicht der kommunalen Selbstverwaltung. Das ist 

nicht das erste Mal: Denken wir an das Verbot der Übernachtungssteuer. Auch da hat 

die Staatsregierung den Kommunen die Entscheidungshoheit genommen.

(Arif Taşdelen (SPD): Verbotspartei!)

Dieses Muster zieht sich durch. Immer mehr Aufgaben werden den Kommunen aufge-

bürdet; aber gleichzeitig nimmt man ihnen die Mittel und Möglichkeiten, eigene Wege 

zu gehen.

Im Gesetzentwurf wird behauptet, eine Verpackungssteuer sei zu bürokratisch und 

schade Gastronomie und Handel. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch vor-

geschoben. Niemand zwingt die Kommunen, diese Steuer einzuführen. Wenn sich 

Städte wie Erlangen, Regensburg oder Bamberg ernsthaft damit auseinandersetzen 

möchten, warum verbieten wir das dann?

(Beifall bei der SPD)

Warum trauen wir den Kommunen nicht zu, selbst zu entscheiden, was sie ihren 

Betrieben und ihren Bürgerinnen und Bürgern zumuten können?

Noch ein Punkt: Die Staatsregierung lässt die Kommunen finanziell im Regen stehen. 

Es gibt immer mehr Aufgaben, aber immer weniger Geld und jetzt auch noch weniger 

Gestaltungsspielraum. Das ist aus unserer Sicht unverantwortlich.

(Beifall bei der SPD)
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Wir brauchen dringend die Kommunalmilliarde, 1 Milliarde Euro jährlich aus dem Son-

dervermögen des Bundes für unsere Städte und Gemeinden. Wir erwarten dazu ein 

klares Bekenntnis der Staatsregierung.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das kommunale Selbstverwaltungsrecht ist 

kein Gnadenrecht. Es ist Verfassungsrecht. Es ist ein hohes Gut, das wir schützen 

müssen. Wenn wir das Vertrauen in die Demokratie stärken wollen, müssen wir es 

den Menschen vor Ort überlassen, Entscheidungen zu treffen, die sie unmittelbar 

betreffen. Dieser Gesetzentwurf ist aus unserer Sicht ein Fehler. Er ist unnötig, über-

griffig und ein Schlag gegen die Kommunen. Vertrauen wir unseren Städten und 

Gemeinden! Geben wir ihnen die Freiheit zurück, die sie brauchen!

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Damit ist die Aussprache ge-

schlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale Fra-

gen, Innere Sicherheit und Sport als federführendem Ausschuss zu überweisen. – 

Widerspruch erhebt sich nicht. Dann ist das so beschlossen.
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